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Mit einer Kleinen Anfrage haben Doris Achelwilm und Kol-
leg*innen der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag die soziale 
Situation von Frauen in der Filmbranche vor dem Hintergrund 
der Corona-Pandemie erfragt. Ausgehend von Berichten und 
Studien über massive Geschlechterdiskriminierung in der 
Branche hat die Linksfraktion geschlechtsspezifische Zahlen 
zur Entwicklung u.a. der Löhne und Befristungen angefordert.  
 
Aus den Statistiken der Bundesagentur für Arbeit geht hervor, 
dass Befristungen der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigungsverhältnisse in Filmberufen nicht nur üblich sind, son-
dern in den letzten Jahren noch zugenommen haben. Beson-
ders auffällig sind geschlechtsspezifische Ungleichheiten im 
Bereich ‚Regie‘: Weitaus mehr Regisseurinnen als Regisseure 
sind geringfügig beschäftigt, bei Positionen mit höchstem An-
forderungsniveau sind 62,1% der Stellen männlich besetzt. Im 
der etwas niedrigeren Qualifikationsstufe sind Frauen mit 58% 
überrepräsentiert – wobei das Median-Entgelt der in dieser 
Stufe vertretenen Männer durchschnittlich weitaus höher ist 
als das von Frauen. Die Lohnlücke beträgt aktuell 16,2% (Vor-
jahr: 13,5%).  
 
Doris Achelwilm, medienpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE. im Bundestag: „Die Evidenz, mit der Frauen in der 
Filmbranche weniger Geld bekommen, weniger Gerechtigkeit 
erfahren, weniger nach vorne kommen und weniger zu ent-
scheiden haben, ist heftig. Wo das Anforderungsniveau hoch 
ist, sind mehr Männer angestellt, auf der darunter liegenden 
Ebene mehr Frauen, obwohl ihr Ausbildungsstand nicht 
schlechter ist. Die Löhne unterscheiden sich stark, die Ein-
kommensspaltung nimmt zu: Regisseurinnen erhalten nur 
83% des Lohns von Männern in gleicher Position. Es werden 
weitaus mehr Frauen geringfügig beschäftigt als Männer – so-
gar auf Positionen mit hohem Qualifikationsanspruch. Und 
dergleichen mehr. An diesen Ungleichheiten einer bekannter-
maßen frauendiskriminierenden Branche hat sich auch im 
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Zuge der #MeToo-Debatte erschreckend wenig geändert – ob-
wohl es ein Schlüssel zur Veränderung hierarchischer Macht-
kulturen wäre, flächendeckend Equal Pay, also gleiche Bezah-
lung, durchzusetzen. Dass ungleiche Geschlechterverhältnisse 
Machtmissbrauch begünstigen, ist bekannt.“  
 
In der Antwort der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien 
wird eine gezielte Förderung von Frauen mit Verweis auf die 
Freiheit der Kunst abgelehnt. Damit wird leider versäumt, mit 
dem Einsatz staatlicher Mittel auch nur eine Lenkungswirkung 
im Sinne des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes zu er-
zielen. Auch die Bindung staatlicher Filmfördergelder an 
Diversitätsstandards in Produktionsteams fehlt.  
 
Achelwilm: „Dass die aktuelle Krisenpolitik geschlechtsspezi-
fische Ungleichheiten ignoriert und damit zementiert, ist viel-
fach Thema, aber nicht für die Bundesregierung. Es ist hoch-
problematisch, dass die Pandemie-bedingten Hilfen der Bun-
desregierung allgemein und auch für die Filmbranche ge-
schlechtsspezifische Problemlagen und Armutsrisiken überge-
hen. Die Folgen werden auf Jahre gravierend sein, wenn jetzt 
nicht umgesteuert wird und z.B. Gender Budgeting eine we-
sentliche Stellschraube von Haushalts- und Wirtschaftspolitik 
wird. Im Filmbereich fordern Interessenverbände schon lange 
eine 50-Prozent-Quote für die Vergabe von Aufträgen, Förder-
geldern und Rollen – die Zahlen aus unserer Anfrage zeigen, 
wie wichtig derartige Instrumente und wie groß die Hand-
lungslücken auch in der Politik sind. Wenn die Krisenpolitik 
der Bundesregierung nicht schärfer gegen diese strukturellen 
Nachteile vorgeht, schlagen bestehende Ungleichheiten unter 
den derzeitigen Arbeitsbedingungen und Produktionsausfällen 
verschärft durch. Es wird höchste Zeit, Programme und Förde-
rungen so auszurichten, dass sie geschlechtsspezifische Ein-
kommens- und andere Hierarchien beenden statt ausbauen.“ 
 
Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion DIE LINKE „Gleichstellung und Perspektivensiche-
rung von Frauen in Filmberufen“ findet sich im Anhang dieser 
Pressemitteilung. Den Tabellen-Anhang stellen wir auf 
Wunsch gerne zur Verfügung.  


